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Anfrage zur mündlichen Beantwortung O-000071/2016 

an die Kommission 
Artikel 128 der Geschäftsordnung 

Angel Dzhambazki, Charles Tannock, Monica Macovei, Helga Stevens, Bernd Kölmel 
im Namen der ECR-Fraktion 

Betrifft: EU-Ausgaben für außenpolitische Maßnahmen im Bereich Migration in den 
Nachbarländern 

Im Zuge der Ankündigung des Sonderberichts des Europäischen Rechnungshofs über das Thema 
„EU-Ausgaben im Bereich externe Migration in Ländern des südlichen Mittelmeerraums und der 
östlichen Nachbarschaft bis 2014“, kamen einige Mängel und Schwachstellen zur Sprache, die die 
Wirksamkeit der Ausgaben beeinträchtigen; diese müssen zwecks besserer Mittelverwaltung behoben 
werden. 

Die Hauptkritikpunkte betreffen folgende Aspekte: es fehlt eine klare Strategie; die Höhe der 
Gesamtausgaben lässt sich nicht feststellen; es ist nicht klar ersichtlich, ob den 
Nachbarschaftsländern tatsächlich Priorität eingeräumt wird; es kommt zu einer Zersplitterung der 
Mittel; und es gibt Mängel bei der Überwachung und der Aufsicht. Darüber hinaus kommt der Hof zu 
dem Schluss, dass die EU-Ausgaben in zentralen Bereichen, etwa bei der Entwicklung und den 
Maßnahmen zur Unterstützung der Rückkehr und Rückübernahme sowie bei der Wahrung der 
Menschenrechte kaum Wirkung zeigen. 

In dem Bericht spricht der Hof einige Empfehlungen an die Kommission aus: 

– Die Ziele der Migrationspolitik sollten klar definiert werden, die Leistung sollte anhand 
festumrissener Kriterien gemessen werden und die finanziellen Ressourcen sollten auf eindeutig 
festgelegte und quantifizierte Prioritäten konzentriert werden; 

– die Vorbereitung und Auswahl von Projekten sollte verbessert werden; 

– der Zusammenhang zwischen Entwicklung und Migration sollte stärker hervorgehoben werden; 

– die Zusammenarbeit zwischen den EU-Organen sowie mit den Partnerländern und den 
Mitgliedstaaten sollte verbessert werden. 

Angesichts der laufenden Ausgaben für Maßnahmen im Zusammenhang mit der Migration sowie der 
beträchtlichen Beträge, die eigens zu diesem Zweck an die Türkei gezahlt werden, gibt der Bericht 
des Europäischen Rechnungshofs Anlass zur Besorgnis und wirft zahlreiche Fragen auf. 

1. Stimmt die Kommission den Schlussfolgerungen des Europäischen Rechnungshofs zu? 

2. Wie und in welchem Zeitrahmen wird die Kommission die Empfehlungen des Rechnungshofs in 
ihre Arbeit einfließen lassen? 

3. Wie will die Kommission dafür sorgen, dass die Gelder, die in die Flüchtlingsfazilität für die Türkei 
fließen, von Beginn an sinnvoll eingesetzt werden? 
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